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                     § 132a
Missbrauch von Titeln, Berufsbezeichnungen und Abzeichen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wer unbefugt
                     
                        	
                           inländische oder ausländische Amts- oder Dienstbezeichnungen, akademische Grade, Titel oder öffentliche Würden führt,

                        

                        	
                           die Berufsbezeichnung Arzt, Zahnarzt, Psychologischer Psychotherapeut, Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut, Psychotherapeut,
                              Tierarzt, Apotheker, Rechtsanwalt, Patentanwalt, Wirtschaftsprüfer, vereidigter Buchprüfer, Steuerberater oder Steuerbevollmächtigter
                              führt,
                           

                        

                        	
                           die Bezeichnung öffentlich bestellter Sachverständiger führt oder

                        

                        	
                           inländische oder ausländische Uniformen, Amtskleidungen oder Amtsabzeichen trägt,

                           

                        

                     
wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Den in Absatz 1 genannten Bezeichnungen, akademischen Graden, Titeln, Würden, Uniformen, Amtskleidungen oder Amtsabzeichen
                     stehen solche gleich, die ihnen zum Verwechseln ähnlich sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Amtsbezeichnungen, Titel, Würden, Amtskleidungen und Amtsabzeichen der Kirchen und anderen
                     Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Gegenstände, auf die sich eine Straftat nach Absatz 1 Nr. 4, allein oder in Verbindung mit Absatz 2 oder 3, bezieht, können
                     eingezogen werden.
                  

               

               
                     § 133
Verwahrungsbruch
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wer Schriftstücke oder andere bewegliche Sachen, die sich in dienstlicher Verwahrung befinden oder ihm oder einem anderen
                     dienstlich in Verwahrung gegeben worden sind, zerstört, beschädigt, unbrauchbar macht oder der dienstlichen Verfügung entzieht,
                     wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dasselbe gilt für Schriftstücke oder andere bewegliche Sachen, die sich in amtlicher Verwahrung einer Kirche oder anderen
                     Religionsgesellschaft des öffentlichen Rechts befinden oder von dieser dem Täter oder einem anderen amtlich in Verwahrung
                     gegeben worden sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wer die Tat an einer Sache begeht, die ihm als Amtsträger oder für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten anvertraut
                     worden oder zugänglich geworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.
                  

               

               
                     § 138
Nichtanzeige geplanter Straftaten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wer von dem Vorhaben oder der Ausführung
                     
                        	
                           einer Vorbereitung eines Angriffskrieges (§ 80),

                        

                        	
                           eines Hochverrats in den Fällen der §§ 81 bis 83 Abs. 1,

                        

                        	
                           eines Landesverrats oder einer Gefährdung der äußeren Sicherheit in den Fällen der §§ 94 bis 96, 97a oder 100,

                        

                        	
                           einer Geld- oder Wertpapierfälschung in den Fällen der §§ 146, 151, 152 oder einer Fälschung von Zahlungskarten mit Garantiefunktion
                              und Vordrucken für Euroschecks in den Fällen des § 152bAbs. 1 bis 3,
                           

                        

                        	
                           eines Mordes (§ 211) oder Totschlags (§ 212) oder eines Völkermordes (§ 6 des Völkerstrafgesetzbuches) oder eines Verbrechens
                              gegen die Menschlichkeit (§ 7 des Völkerstrafgestzbuches) oder eines Kriegsverbrechens (§§ 8, 9 , 10, 11 oder 12 des Völkerstrafgesetzbuches),
                           

                        

                        	
                           einer Straftat gegen die persönliche Freiheit in den Fällen des § 232 Abs. 3, 4 oder Abs. 5, des § 233 Abs. 3, jeweils soweit
                              es sich um Verbrechen handelt, der §§ 234, 234a, 239a oder 239b,
                           

                        

                        	
                           eines Raubes oder einer räuberischen Erpressung (§§ 249 bis 251 oder 255) oder,

                        

                        	
                           einer gemeingefährlichen Straftat in den Fällen der §§ 306 bis 306c oder 307 Abs. 1 bis 3, des § 308 Abs. 1 bis 4, des § 309
                              Abs. 1 bis 5, der §§ 310, 313, 314 oder 315 Abs. 3, des § 315b Abs. 3 oder der §§ 316a oder 316c
                           

                        

                     

                  

                  zu einer Zeit, zu der die Ausführung oder der Erfolg noch abgewendet werden kann, glaubhaft erfährt und es unterlässt, der
                     Behörde oder dem Bedrohten rechtzeitig Anzeige zu machen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe
                     bestraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Ebenso wird bestraft, wer 
                     
                        	
                           von der Ausführung einer Straftat nach § 89a oder

                        

                        	
                           von dem Vorhaben oder der Ausführung einer Straftat nach § 129a, auch in Verbindung mit § 129b Abs. 1 Satz 1 und 2,

                        

                     

                  

                  zu einer Zeit, zu der die Ausführung noch abgewendet werden kann, glaubhaft erfährt und es unterlässt, der Behörde unverzüglich
                     Anzeige zu erstatten.  2 § 129b Abs. 1 Satz 3 bis 5 gilt im Falle der Nummer 2 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Wer die Anzeige leichtfertig unterlässt, obwohl er von den Vorhaben oder der Ausführung der rechtswidrigen Tat glaubhaft erfahren
                     hat, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 
                  

               

               
                     § 139
Straflosigkeit der Nichtanzeige geplanter Straftaten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ist in den Fällen des § 138 die Tat nicht versucht worden, so kann von Strafe abgesehen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ein Geistlicher ist nicht verpflichtet anzuzeigen, was ihm in seiner Eigenschaft als Seelsorger anvertraut worden ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Wer eine Anzeige unterlässt, die er gegen einen Angehörigen erstatten müsste, ist straffrei, wenn er sich ernsthaft bemüht
                     hat, ihn von der Tat abzuhalten oder den Erfolg abzuwenden, es sei denn, dass es sich um
                     
                        	
                           einen Mord oder Totschlag (§§ 211 oder 212),

                        

                        	
                           einen Völkermord in den Fällen des § 6 Abs. 1 Nr. 1 des Völkerstrafgesetzbuches oder ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit
                              in den Fällen des § 7 Abs. 1 Nr. 1 des Völkerstrafgesetzbuches oder ein Kriegsverbrechen in den Fällen des § 8 Abs. 1 Nr.
                              1 des Völkerstrafgesetzbuches oder
                           

                        

                        	
                           einen erpresserischen Menschenraub (§ 239a Abs. 1), eine Geiselnahme (§ 239b Abs. 1) oder einen Angriff auf den Luft- und Seeverkehr (§ 316c Abs. 1) durch einen terroristische
                              Vereinigung (§ 129a, auch in Verbindung mit § 129b Abs. 1)
                           

                        

                     

                  

                  handelt.  2 Unter denselben Voraussetzungen ist ein Rechtsanwalt, Verteidiger, Arzt, Psychologischer Psychotherapeut oder Kinder- und
                     Jugendlichenpsychotherapeut nicht verpflichtet anzuzeigen, was ihm in dieser Eigenschaft anvertraut worden ist.  3 Die berufsmäßigen Gehilfen der in Satz 2 genannten Personen und die Personen, die bei diesen zur Vorbereitung auf den Beruf
                     tätig sind, sind nicht verpflichtet mitzuteilen, was ihnen in ihrer beruflichen Eigenschaft bekannt geworden ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Straffrei ist, wer die Ausführung oder den Erfolg der Tat anders als durch Anzeige abwendet.  2 Unterbleibt die Ausführung oder der Erfolg der Tat ohne Zutun des zur Anzeige Verpflichteten, so genügt zu seiner Straflosigkeit
                     sein ernsthaftes Bemühen, den Erfolg abzuwenden.
                  

               

               
                     § 166
Beschimpfung von Bekenntnissen, Religionsgesellschaften und Weltanschauungsvereinigungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wer öffentlich oder durch Verbreiten von Schriften (§ 11 Abs. 3) den Inhalt des religiösen oder weltanschaulichen Bekenntnisses
                     anderer in einer Weise beschimpft, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei
                     Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ebenso wird bestraft, wer öffentlich oder durch Verbreiten von Schriften (§ 11 Abs. 3) eine im Inland bestehende Kirche oder andere Religionsgesellschaft oder Weltanschauungsvereinigung, ihre Einrichtungen oder
                     Gebräuche in einer Weise beschimpft, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören.
                  

               

               
                     § 167
Störung der Religionsausübung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wer
                     
                        	
                           den Gottesdienst oder eine gottesdienstliche Handlung einer im Inland bestehenden Kirche oder anderen Religionsgesellschaft
                              absichtlich und in grober Weise stört oder
                           

                        

                        	
                           an einem Ort, der dem Gottesdienst einer solchen Religionsgesellschaft gewidmet ist, beschimpfenden Unfug verübt,

                        

                     

                  

                  wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dem Gottesdienst stehen entsprechende Feiern einer im Inland bestehenden Weltanschauungsvereinigung gleich.
                  

               

               
                     § 167a
Störung einer Bestattungsfeier
                     

                  

                  Wer eine Bestattungsfeier absichtlich oder wissentlich stört, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe
                     bestraft.
                  

               

               
                     § 168
Störung der Totenruhe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wer unbefugt aus dem Gewahrsam des Berechtigten den Körper oder Teile des Körpers eines verstorbenen Menschen, eine tote Leibesfrucht,
                     Teile einer solchen oder die Asche eines verstorbenen Menschen wegnimmt oder wer daran beschimpfenden Unfug verübt, wird mit
                     Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ebenso wird bestraft, wer eine Aufbahrungsstätte, Beisetzungsstätte oder öffentliche Totengedenkstätte zerstört oder beschädigt
                     oder wer dort beschimpfenden Unfug verübt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Versuch ist strafbar.
                  

               

               
                     § 189
Verunglimpfung des Andenkens Verstorbener
                     

                  

                  Wer das Andenken eines Verstorbenen verunglimpft, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

               

               
                     § 193
Wahrnehmung berechtigter Interessen
                     

                  

                  Tadelnde Urteile über wissenschaftliche, künstlerische oder gewerbliche Leistungen, desgleichen Äußerungen, welche zur Ausführung
                     oder Verteidigung von Rechten oder zur Wahrnehmung berechtigter Interessen gemacht werden, sowie Vorhaltungen und Rügen der
                     Vorgesetzten gegen ihre Untergebenen, dienstliche Anzeigen oder Urteile von Seiten eines Beamten und ähnliche Fälle sind nur
                     insofern strafbar, als das Vorhandensein einer Beleidigung aus der Form der Äußerung oder aus den Umständen, unter welchen
                     sie geschah, hervorgeht.
                  

               

               
                     § 194
Strafantrag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Beleidigung wird nur auf Antrag verfolgt.  2 Ist die Tat durch Verbreiten oder öffentliches Zugänglichmachen einer Schrift (§ 11 Abs. 3), in einer Versammlung oder durch
                     eine Darbietung im Rundfunk begangen, so ist ein Antrag nicht erforderlich, wenn der Verletzte als Angehöriger einer Gruppe
                     unter der nationalsozialistischen oder einer anderen Gewalt- und Willkürherrschaft verfolgt wurde, diese Gruppe Teil der Bevölkerung
                     ist und die Beleidigung mit dieser Verfolgung zusammenhängt.  3 Die Tat kann jedoch nicht von Amts wegen verfolgt werden, wenn der Verletzte widerspricht.  4 Der Widerspruch kann nicht zurückgenommen werden.  5 Stirbt der Verletzte, so gehen das Antragsrecht und das Widerspruchsrecht auf die in § 77 Abs. 2 bezeichneten Angehörigen
                     über.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Ist das Andenken eines Verstorbenen verunglimpft, so steht das Antragsrecht den in § 77 Abs. 2 bezeichneten Angehörigen zu.
                      2 Ist die Tat durch Verbreiten oder öffentliches Zugänglichmachen einer Schrift (§ 11 Abs. 3), in einer Versammlung oder durch
                     eine Darbietung im Rundfunk begangen, so ist ein Antrag nicht erforderlich, wenn der Verstorbene sein Leben als Opfer der
                     nationalsozialistischen oder einer anderen Gewalt- und Willkürherrschaft verloren hat und die Verunglimpfung damit zusammenhängt.
                      3 Die Tat kann jedoch nicht von Amts wegen verfolgt werden, wenn ein Antragsberechtigter der Verfolgung widerspricht.  4 Der Widerspruch kann nicht zurückgenommen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Ist die Beleidigung gegen einen Amtsträger, eines für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten oder einen Soldaten
                     der Bundeswehr während der Ausübung seines Dienstes oder in Beziehung auf seinen Dienst begangen, so wird sie auch auf Antrag
                     des Dienstvorgesetzten verfolgt.  2 Richtet sich die Tat gegen eine Behörde oder eine sonstige Stelle, die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt, so
                     wird sie auf Antrag des Behördenleiters oder des Leiters der aufsichtsführenden Behörde verfolgt.  3 Dasselbe gilt für Träger von Ämtern und für Behörden der Kirchen und anderen Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Richtet sich die Tat gegen ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes oder eine andere politische Körperschaft im
                     räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes, so wird sie nur mit Ermächtigung der betroffenen Körperschaft verfolgt.
                  

               

               
                     § 203
Verletzung von Privatgeheimnissen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs-
                     oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als
                     
                        	1.

                        	
                           Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehörigen eines anderen Heilberufes, der für die Berufsausübung oder die Führung
                              der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert,
                           

                        

                        	2.

                        	
                           Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschlussprüfung,

                        

                        	3.

                        	
                           Rechtsanwalt, Patentanwalt, Notar, Verteidiger in einem gesetzlich geordneten Verfahren, Wirtschaftsprüfer, vereidigtem Buchprüfer,
                              Steuerberater, Steuerbevollmächtigten oder Organ oder Mitglied eines Organs einer Rechtsanwalts-, Patentanwalts-, Wirtschaftsprüfungs-,
                              Buchprüfungs- oder Steuerberatungsgesellschaft,
                           

                        

                        	4.

                        	
                           Ehe-, Familien, Erziehungs- oder Jugendberater oder Berater für Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die von einer Behörde
                              oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts anerkannt ist,
                           

                        

                        	4a.

                        	
                           Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 und 8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes,

                        

                        	5.

                        	
                           staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem Sozialpädagogen oder,

                        

                        	6.

                        	
                           Angehörigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, Unfall- oder Lebensversicherung oder einer privatärztlichen, steuerberaterlichen
                              oder anwaltlichen Verrechnungsstelle
                           

                        

                     

                  

                  anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis
                     oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als
                     
                        	
                           Amtsträger,

                        

                        	
                           für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten,

                        

                        	
                           Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnimmt,

                        

                        	
                           Mitglied eines für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes tätigen Untersuchungsausschusses, sonstigen Ausschusses
                              oder Rates, das nicht selbst Mitglied des Gesetzgebungsorgans ist, oder als Hilfskraft eines solchen Ausschusses oder Rates,
                              
                           

                        

                        	
                           öffentlich bestelltem Sachverständigen, der auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Obliegenheiten auf Grund eines Gesetzes
                              förmlich verpflichtet worden ist, oder
                           

                        

                        	
                           Person, die auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Geheimhaltungspflicht bei der Durchführung wissenschaftlicher Forschungsvorhaben
                              auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet worden ist,
                           

                        

                     

                  

                  anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist.  2 Einem Geheimnis im Sinne des Satzes 1 stehen Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse eines anderen gleich,
                     die für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung erfasst worden sind; Satz 1 ist jedoch nicht anzuwenden, soweit solche Einzelangaben
                     anderen Behörden oder sonstigen Stellen für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung bekannt gegeben werden und das Gesetz dies
                     nicht untersagt.
                  

                  (2a)  Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn ein Beauftragter für den Datenschutz unbefugt ein fremdes Geheimnis im
                     Sinne dieser Vorschrift offenbart, das einem in den Absätzen 1 und 2 Genannten in dessen beruflicher Eigenschaft anvertraut
                     worden oder sonst bekannt geworden ist und von dem er bei der Erfüllung seiner Aufgaben als Beauftragter für den Datenschutz
                     Kenntnis erlangt hat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Einem in Absatz 1 Nr. 3 genannten Rechtsanwalt stehen andere Mitglieder einer Rechtsanwaltskammer gleich.  2 Den in Absatz 1 und Satz 1 Genannten stehen ihre berufsmäßig tätigen Gehilfen und die Personen gleich, die bei ihnen zur Vorbereitung
                     auf den Beruf tätig sind.  3 Den in Absatz 1 und den in Satz 1 und 2 Genannten steht nach dem Tod des zur Wahrung des Geheimnisses Verpflichteten ferner
                     gleich, wer das Geheimnis von dem Verstorbenen oder aus dessen Nachlass erlangt hat.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Absätze 1 bis 3 sind auch anzuwenden, wenn der Täter das fremde Geheimnis nach dem Tod des Betroffenen unbefugt offenbart.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen,
                     so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe.
                  

               

               
                     § 243
Besonders schwerer Fall des Diebstahls
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 In besonders schweren Fällen wird der Diebstahl mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu zehn Jahren bestraft.  2 Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter
                  

                  …

                  
                     	..

                     	
                        ...

                     

                     	4.

                     	
                        aus einer Kirche oder einem anderen der Religionsausübung dienenden Gebäude oder Raum eine Sache stiehlt, die dem Gottesdienst
                           gewidmet ist oder der religiösen Verehrung dient,
                        

                     

                     	5.

                     	
                        eine Sache von Bedeutung für Wissenschaft, Kunst oder Geschichte oder für die technische Entwicklung stiehlt, die sich in
                           einer allgemein zugänglichen Sammlung befindet oder öffentlich ausgestellt ist.
                        

                     

                     	6.

                     	
                        ...

                     

                     	7.

                     	
                        ...

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 bis 6 ist ein besonders schwerer Fall ausgeschlossen, wenn sich die Tat auf eine
                     geringwertige Sache bezieht.
                  

               

               
                     § 304
Gemeinschädliche Sachbeschädigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wer rechtswidrig Gegenstände der Verehrung einer im Staat bestehenden Religionsgesellschaft oder Sachen, die dem Gottesdienst
                     gewidmet sind, oder Grabmäler, öffentliche Denkmäler, Naturdenkmäler, Gegenstände der Kunst, der Wissenschaft oder des Gewerbes,
                     welche in öffentlichen Sammlungen aufbewahrt werden oder öffentlich aufgestellt sind, oder Gegenstände, welche zum öffentlichen
                     Nutzen oder zur Verschönerung öffentlicher Wege, Plätze oder Anlagen dienen, beschädigt oder zerstört, wird mit Freiheitsstrafe
                     bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ebenso wird bestraft, wer unbefugt das Erscheinungsbild einer in Absatz 1 bezeichneten Sache oder eines dort bezeichneten
                     Gegenstandes nicht nur unerheblich und nicht nur vorübergehend verändert. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Versuch ist strafbar.
                  

               

               
                     § 306a
Schwere Brandstiftung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr wird bestraft, wer
                  

                  …

                  
                     	2.

                     	
                        eine Kirche oder ein anderes der Religionsausübung dienendes Gebäude oder

                     

                     	3. 

                     	
                        eine Räumlichkeit, die zeitweise dem Aufenthalt von Menschen dient, zu einer Zeit, in der Menschen sich dort aufzuhalten pflegen,
                           
                        

                     

                  

                  in Brand setzt oder durch eine Brandlegung ganz oder teilweise zerstört.

                  
                        (
                        2
                        )
                        ...
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        ...
                  

               

               
                     § 355
Verletzung des Steuergeheimnisses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wer unbefugt
                     
                        	
                           Verhältnisse eines anderen, die ihm als Amtsträger
                              
                                 	
                                    in einem Verwaltungsverfahren oder einem gerichtlichen Verfahren in Steuersachen,

                                 

                                 	
                                    in einem Strafverfahren wegen einer Steuerstraftat oder in einem Bußgeldverfahren wegen einer Steuerordnungswidrigkeit,

                                 

                                 	
                                    aus anderem Anlass durch Mitteilung einer Finanzbehörde oder durch die gesetzlich vorgeschriebene Vorlage eines Steuerbescheids
                                       oder einer Bescheinigung über die bei der Besteuerung getroffenen Feststellungen
                                    

                                 

                              

                           

                           bekannt geworden sind, oder

                        

                        	
                           ein fremdes Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm als Amtsträger in einem der in Nummer 1 genannten Verfahren bekannt
                              geworden ist,
                           

                        

                     

                  

                  offenbart oder verwertet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

                  
                        (
                        2
                        )
                        Den Amtsträgern im Sinne des Absatzes 1 stehen gleich
                     
                        	
                           die für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten,

                        

                        	
                           amtlich zugezogene Sachverständige und

                        

                        	
                           die Träger von Ämtern der Kirchen und anderen Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Tat wird nur auf Antrag des Dienstvorgesetzen oder des Verletzten verfolgt.  2 Bei Taten amtlich zugezogener Sachverständiger ist der Leiter der Behörde, deren Verfahren betroffen ist, neben dem Verletzten
                     antragsberechtigt.
                  

               

            

         

      

      

   